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Informationszugang der BÃ¼rger verbessern - Mehr Demokratie Bremen

Dienstleistungen betroffen; die Einsicht in die ihr zugrunde liegenden Vereinbarungen bleibt ihnen aber verwehrt. Ã„hnlich wie im 2010 novellierten Berliner. 
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Was Transparency International - Deutschland, die Humanistische Union und Mehr Demokratie e.V. von der Novellierung des Bremer Informationsfreiheitsgesetzes erwarten



Informationsfreiheit ist ein wichtiges demokratisches Kontroll- und Mitgestaltungsrecht für alle Bürger. Transparenz schafft Vertrauen und Demokratie ist ohne Transparenz nicht möglich. Das im Jahre 2006 in Kraft getretene Bremer Informationsfreiheitsgesetz wird gegenwärtig novelliert und soll demnächst unter dem Namen ‚Informationszulassungsgesetz’ verabschiedet werden. Das Informationsfreiheitsgesetz gibt den Bürgern ein, freilich je nach Themenart beschränktes, Recht auf Zugang zu amtlichen Informationen. Es verpflichtet Behörden, Auskunft zu erteilen, Akteneinsicht zu gewähren oder auf sonstigem Wege Informationen zu geben. Dazu gehört auch – dies ist eine Besonderheit des Bremischen Gesetzes – die Verpflichtung, Informationen zu veröffentlichen und durch ein zentrales Informationsregister zugänglich zu machen. Der vorliegende Gesetzesentwurf sieht in einigen wichtigen Aspekten Verbesserungen gegenüber dem bisher geltenden Gesetz vor. Er enthält aber Bestimmungen, welche die Transparenz des Verwaltungshandelns und die Möglichkeiten der Bürgerkontrolle in wichtigen Bereichen einschränken. Als Verbesserungen sind anzusehen: 1. Das bislang geltende Gesetz enthält eine gewichtige Einschränkung: Der Zugang zu Informationen, die Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse berühren, wird nur gewährt, soweit der Betroffene eingewilligt hat. Damit werden aber gerade die Beziehungen zwischen öffentlichen Einrichtungen und der privaten Wirtschaft der Kontrolle durch die Bürger entzogen. Der Gesetzesentwurf erweitert nun den Informationszugang: Er verlangt, die „schutzwürdigen Belange“ der Betroffenen gegen das Informationsinteresse der antragstellenden Personen abzuwägen. 2. Zwar schreibt bereits das bisher geltende Gesetz die Veröffentlichung von Organisations-, Geschäftsverteilungs-, und Aktenplänen, Verzeichnissen und Verwaltungsvorschriften vor. Der Gesetzesentwurf erweitert und spezifiziert aber den Katalog der Daten, die in elektronischer Form veröffentlicht werden sollen. Dazu gehören u.a. Handlungsempfehlungen und Gutachten, Senatsvorlagen nach ihrer Beschlussfassung, Unterlagen, Protokolle und Beschlüsse öffentlicher Sitzungen. Schließlich sollen neben Gesetzen, veröffentlichten Verwaltungsvorschriften auch Dienstvereinbarungen an das zentrale Informationsregister gemeldet werden.



2 Transparency International- Deutschland, die Humanistische Unio’ und Mehr Demokratie e.V. sehen aber noch einen beträchtlichen Verbesserungsbedarf. • Die Bürger sind in vielen Lebensbereichen durch die Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen betroffen; die Einsicht in die ihr zugrunde liegenden Vereinbarungen bleibt ihnen aber verwehrt. Ähnlich wie im 2010 novellierten Berliner Informationsfreiheitsgesetz vorgesehen, sollten in das Recht auf Informationszugang ausdrücklich Verträge einbezogen werden, welche die Übertragung vormals staatlicher Aufgaben auf Unternehmen privater Rechtsform, vor allem auch im Bereich der öffentlichen Daseinsvorsorge regeln. • Bislang besteht nach §3.6. kein Anspruch auf Informationszugang, wenn durch das Bekanntwerden der Information fiskalische Interessen im Wirtschaftsverkehr beeinträchtigt werden könnten. Fiskalisches Handeln des Staates ist aber besonderen Korruptionsrisiken ausgesetzt und sollte daher grundsätzlich vom Informationsrecht umfasst sein. Hier sollte, ähnlich wie im Umgang mit Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen eine Abwägung zwischen fiskalischen Interessen und dem Informationsinteresse der Antragsteller zur Pflicht gemacht werden. • Um die Akzeptanz und Wirksamkeit des novellierten Gesetzes sowie mögliche Schwächen zu erfassen, sollte die Berichts- und Evaluierungspflicht zum Ende der Laufzeit des Gesetzes beibehalten und im Gesetz verankert werden. Dabei sollte auch, ähnlich wie im Informationsfreiheitsgesetz des Bundes vorgeschrieben, eine genaue Statistik geführt werden. Wie dem Informationsfreiheitsgesetz zu mehr Wirkung verhelfen? Bei seiner Verabschiedung verband sich mit dem Informationsfreiheitsgesetz das Ziel, Verwaltungshandeln und Verwaltungskultur zu verändern. Das IFG sollte: „einen Kulturwandel hin zu einer offenen und auskunftsfreudigen Verwaltung herbeiführen und damit die Transparenz des Verwaltungshandelns erhöhen, aufgrund der erhöhten Transparenz mehr Kontrolle des staatlichen Handelns erlauben und somit helfen, Missstände in der Verwaltung aufzudecken und Korruption zu bekämpfen sowie helfen, unnötige Bürokratie abzubauen, weil die Verwaltung genau überlegen muss, welche Daten gesammelt und welche veröffentlicht werden“. Dieses Ziel ist aber bei weitem nicht erreicht. Die im Gesetz vorgeschriebene, vom Institut für Informationsmanagement Bremen (ifib) durchgeführte Evaluation kommt zu dem Schluss, dass die Verpflichtung, Informationen zu veröffentlichen - gerade die Besonderheit des Bremischen Gesetzes –- nur in eher bescheidenem Maße umgesetzt worden ist und dass „bei einer überwiegenden Mehrheit der Stellen noch erhebliche Vorbehalte gegenüber der Veröffentlichungspflicht bestehen.“ Die bisherige Geltungsdauer des Gesetzes habe noch nicht dazu geführt, dass damit eine „offene und auskunftsfreudige Verwaltung herbeigeführt würde“. Auch zeigt sich, dass das Gesetz unter den Bürgern nur wenig bekannt ist. Zu begrüßen ist, dass im Senatsbeschluss vom 27. 04. 2010 die Verbesserungsvorschläge des ifib aufgegriffen werden und flankierend zum Änderungsgesetz ein zielgruppenspezifisches Öffentlichkeitskonzept erarbeitet werden soll, sowie eine Kampagne für eine offene Informationskultur in den Behörden gestartet werden soll. Eine Konkretisierung dieser Maßnahmen mit Zeitangaben und der Benennung der dafür vorgesehenen Mittel für die Umsetzung sollte vor Verabschiedung des Gesetzes dem Parlament vorgelegt werden.



 



Transparency –D. Dr. Rainer Dombois [email protected]



Humanistische Union Thomas von Zabern [email protected]



Mehr Demokratie e.V. Katrin Tober [email protected]
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Vorstandsbewerbungen - Mehr Demokratie NRW - Mehr Demokratie eV 

Geboren 1960 in Nordhessen, wohne ich seit meinem Studium inzwischen ... Beruflichen TÃ¤tigkeiten: Diplomsportlehrer, Kaufmann, QualitÃ¤tsmanager - zur Zeit ohne feste ... Traditionelle Chinesische Medizin in Bonn in der Verwaltung und im ...
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Vorstandsbewerbungen - Mehr Demokratie NRW - Mehr Demokratie eV 

Gesetzesentwurf das vorsieht, nur dann wird die Direkte Demokratie voll ... Meine Aufgabe sehe ich darin, den Menschen vor Ort Rede und Antwort zu stehen ...
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Das Wahlrecht hat sich bewÃ¤hrt! - Mehr Demokratie Bremen 

11.06.2015 - Spitzenkandidaten von SPD und CDU â€“ nahmen nach der Wahl ihr Mandat nicht an. Der relative ... Auch in Hamburg, wo es ein Ã¤hnliches ...
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Das Wahlrecht hat sich bewÃ¤hrt! - Mehr Demokratie Bremen 

11.06.2015 - einkommens- und bildungsfernen Stadtteilen stark zurÃ¼ckgegangen ist. WÃ¤hrend in den zehn. Stadtteilen mit der niedrigsten Wahlbeteiligung ...
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Die neue Angst vor der direkten Demokratie - Mehr Demokratie eV 

Die neue Angst vor der direkten Demokratie. – ein Kommentar anlässlich der Referenden 2016. 11.10.2016. Ralf-Uwe Beck [email protected]. Mehr Demokratie e. V. Greifswalder Str. 4. 10405 Berlin. Tel 030 420 823 ... Es ist eine Irrlehre, dass es Frage
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Stellungnahme der Bundesregierung - Mehr Demokratie eV 

15.09.2016 - me des Comprehensive Economic and Trade Agreement (CETA) sowie ..... die Organe der EU bzw. die der Bundesrepublik Deutsch- and auf ...
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bericht 2014 - Mehr Demokratie eV 

28.10.2014 - Mehr DeMokratie e.V.. Mehr Demokratie ist die grÃ¶ÃŸte Nichtregierungsorganisation fÃ¼r direkte Demokratie. Wir starten Kampagnen, beraten Initiator/innen von BÃ¼rgerbegehren und erarbeiten wissenschaftliche Studien und GesetzentwÃ¼rfe z
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Regulatorische Kooperation - Mehr Demokratie eV 

[email protected] mehr-demokratie.de. Spendenkonto. IBAN: DE14 7002 0500 0008 8581 05. BIC BFSWDE33MUE. Bank fÃ¼r Sozialwirtschaft MÃ¼nchen.
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TTIP Leak - Mehr Demokratie eV 

Ein sodann durchgefÃ¼hrter Vergleich der aktuellen. Stoffbewertungsprogramme beider Seiten ..... FRA-Banken). KOM reagierte ablehnend, IA solle generelle ...
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ISDS-Faktenblatt - Mehr Demokratie eV 

Bank fÃ¼r Sozialwirtschaft MÃ¼nchen. R edak tion: Anne DÃ¤nner ... des Staates, Schadensersatz oder eine Vergleichssumme zu zah- len. â–« Zwischen 1994 und ...
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bericht 2014 - Mehr Demokratie eV 

28.10.2014 - UnterstÃ¼tzer/innen fÃ¼r die grÃ¶ÃŸte Verfassungsbeschwerde in der Geschichte der. BRD (â€žEuropa braucht mehr ..... bislang nicht ermittelbar. â–« Nahezu 40 Prozent (2.495) aller erfassten Verfahren fanden allein in Bayern (seit 1995) s
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Jahresbericht 2015 - Mehr Demokratie eV 

zum Jahreswechsel 122.441 Euro auf dem Konto. â–« An die .... FÃ¶rdererwerbung und Mailing Kosten. -187.344. Druck ... Online- und sonstige Spenden. 136.628.
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Volksbegehrensbericht 2015 - Mehr Demokratie eV 

13.03.2015 - Die Dispozinsen bei den saarlÃ¤ndischen Sparkassen ..... Mehr Demokratie e.V. auf mein Konto gezogenen Lastschriften einzulÃ¶sen. Hinweis: ...
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Volksbegehrensbericht 2015 - Mehr Demokratie eV 

13.03.2015 - Zum Vergleich: Die abgeschlossenen Verfahren des Jahres 2013 waren mit 41 ...... Die Dispozinsen bei den saarlÃ¤ndischen Sparkassen.










 


[image: alt]





Jahresbericht 2015 - Mehr Demokratie eV 

zum Jahreswechsel 122.441 Euro auf dem Konto. â–« An die EU-Kommission und an EU- .... Online- und sonstige Spenden. 136.628. Sonstige Einnahmen.
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volksbegehrensbericht 2015 - Mehr Demokratie NRW 

13.03.2015 - Redaktion: Anne DÃ¤nner, Neelke Wagner. Gestaltung: Susanne Appelhanz, Neelke Wagner. Auflage: 300. Aktualisiert bis 31. Dezember 2014. Mehr Demokratie e.V.. Greifswalder ...... Tragweite wollten Thomas Oppermann von der SPD und der dama
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Direkte Demokratie und soziale Exklusion - Mehr Demokratie eV 

29.07.2013 - http://www.fr-online.de/wissenschaft/studie-zur-spendenbereitschaft-die-kleinen-leute-spenden- mehr,1472788,11130090.html.










 


[image: alt]





TTIP-Faktenblatt Kommunen - Mehr Demokratie eV 

[email protected] mehr-demokratie.de. Spendenkonto. IBAN: DE14 7002 0500 0008 8581 05. BIC BFSWDE33MUE. Bank fÃ¼r Sozialwirtschaft MÃ¼nchen.
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Die mentale Stärke verbessern 

Stärke“, sondern auch zahlreiche Hinweise, wie Sie Ihre mentale. Stärke verbessern und so eben auch effektiv nutzen können. Die mentale Stärke kann uns in ...
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Entschließung Pseudonymisierung von Krebsregisterdaten verbessern 

13.03.2013 - Kontrollnummern nach § 4 Bundeskrebsregisterdatengesetz ... müssen sich durch geheim zu haltende Schlüssel parametrisieren lassen.
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Demokratie 

22.10.2018 - Einst hart erkÃ¤mpft, scheinen die westeuropÃ¤ischen. WohlstandsbÃ¼rger der Demokratie etwas Ã¼berdrÃ¼ssig und wahlmÃ¼de zu sein. Gleichzeitig ...
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modelle der direkten demokratie ... AWS 

If you want to possess a one-stop search and find the proper manuals on your products, you can visit this website that delivers many Modelle Der Direkten. Demokratie Volksabstimmungen Im Spannungsfeld Von Mehrheits Und. Konsensdemokratie Ein. You can
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Demokratie x Journalismus - Der Standard 

11.02.2016 - Entzerrung des Medienmarktes und FÃ¶rderung von Journalismus ....................... 5. 1. ..... bredow-institut.de/webfm_send/651. 39 Siehe z.
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in Auftrag gegebene Forsa-Umfrage - Mehr Demokratie eV 

CDU. 42. 54. BÜNDNIS90/DIE. GRÜNEN. 49. 48. DIE LINKE. 59. 36. Presse-Information. Forsa-Umfrage. 9. Januar 2014. Eine Mehrheit der Befragten. (50 %) ist der Ansicht, dass in einem Gesetz festgelegt werden sollte, dass Volksentscheide in. Berlin mit 










 











Copyright © 2024 P.PDFDOKUMENT.COM. Alle Rechte vorbehalten.

Über uns |
Datenschutz-Bestimmungen |
Geschäftsbedingungen |
Hilfe |
Copyright |
Kontaktiere uns










×
Anmelden






Email




Password







 Erinnere dich an mich

Passwort vergessen?




Anmelden














